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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Dienstberatung OB 19.04.2021 nicht öffentlich Vorberatung 

Hauptausschuss 04.05.2021 nicht öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 05.05.2021 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

01 

In die Kommission zur Überprüfung der Mitglieder des Stadtrats auf eine hauptamtliche oder 

inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der DDR oder für die politische Polizei K1 

(Stasi-Überprüfungskommission) werden die Stadtratsmitglieder gemäß der Anlage 1 entsandt. 

 

02 

Nach Ausfüllen und Unterzeichnung des Formblattes gemäß Anlage 2 erfolgt die Übermittlung an 

den Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik (BSTU). 

 

 

 

 

 

19.04.2021 gez. A. Bausewein    
Datum, Unterschrift 

 

  

 

01 Zentrale Steuerung / 

Dezernatskoordinierung / Sitzungsdienst 

   Der Oberbürgermeister 

Titel der Drucksache: 

Besetzung der Mitglieder der Kommission zur 

Überprüfung der Mitglieder des Stadtrats auf 

eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit 

für den Staatssicherheitsdienst der DDR oder 

für die politische Polizei K1 (Stasi-

Überprüfungskommission) 

 

Drucksache 0566/21 
 

Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 
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Nachhaltigkeitscontrolling X Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling X Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein X Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2021 2022 2023 2024 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

X Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

Anlage 1 – Mitgliederliste 

Anlage 2 – Formblatt  

 

 

 

 

Sachverhalt 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt hatte in seiner Sitzung am 24.09.2020 den Beschluss 

gefasst, die Mitglieder des Stadtrates, die Beigeordneten und die Mitarbeiter der 

Fraktionsgeschäftsstellen, die bis zum 15. Januar 1990 volljährig waren, auf eine hauptamtliche 

oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der DDR oder mit der politischen Polizei 

K1 zu überprüfen (Beschluss zur Drucksache 1792/20). 

 

Über das weitere Verfahren wurde mit Drucksache 2140/20 der Hauptausschuss informiert. In 

kurzer Zusammenfassung stellt sich dies wie folgt dar: 

 

1. Die Fraktionen benennen ihre Mitglieder der Überprüfungskommission. 

2. Bestätigung der Mitglieder der Überprüfungskommission durch den Stadtrat.  

3. Zuerst erfolgt (nach erteilter Zustimmung jedes Mitgliedes) eine Überprüfung der 

benannten Mitglieder der Kommission und des Stadtratsvorsitzenden.  

4. Der Oberbürgermeister wird die Unterlagen der Kommissionsmitglieder auswerten und 

über das Ergebnis den Hauptausschuss informieren.  

5. Sodann konstituiert sich die Überprüfungskommission.  

6. Danach erfolgt die Überprüfung des Weiteren im Beschluss formulierten Personenkreises 
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(Stadtratsmitglieder, Beigeordnete und Mitarbeitende der Geschäftsstellen der 

Fraktionen, die (entsprechend dem Beschlusswortlaut) bis zum 15.01.1990 volljährig 

waren) und die Auswertung durch die Kommission. 

 

Die Mitglieder sollen das Formblatt in der Anlage 2 ausfüllen und dem Bereich Oberbürgermeister 

übermitteln. Der Bereich Oberbürgermeister sorgt für eine datenschutzkonforme 

Weiterbearbeitung der Angelegenheit. 

 

Trotz der jüngsten Änderung des Archivgesetzes des Bundes und die Überführung der 

Verantwortung für die Unterlagen des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) der ehemaligen 

DDR an das Bundesarchiv zum 17.06.2021 sind derzeit die Anträge (bis zum 17.06.2021) an das 

Amt des Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen (BStU) zu übermitteln. Das Stasi-

Unterlagen-Gesetz gilt weiter und die Akteneinsicht ist unverändert möglich.  
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